
Schollene schwer verwundet und sein Allgemeinzustand 
schlecht war. Es ist ferner gerichtsbekannt, daß die 
Betreuung der Verwundeten während des Zusammen­
bruches und auch noch längere Zeit danach unter dem 
Mangel an Ärzten und an Medikamenten erheblich 
litt. Unter diesen zusätzlichen, besonderen Umständen 
stellt die Verwundung des Verschollenen eine Lebens­
gefahr dar, so daß ernstliche Zweifel an seinem Fort­
leben begründet sind.

Danach liegen die Voraussetzungen des § 7 VerschG 
vor, so daß der Einleitung des Aufgebotsverfahrens 
nichts im Wege'steht.

§§ 249, 251, 252 BGB.
Die Handelsorganisation ist berechtigt, als Schadens­

ersatz für HO-Waren den vollen HO-Preis zu fordern.
AG Berlin-Mitte, Urt. vom 25. September 1950 — 8 C 

838/50.
Aus den G r ü n d e n :

Der Beklagte hatte im Auftrag der Klägerin Stoffe 
und Zutaten, welche von der Klägerin geliefert 
worden sind, zu Hosen verarbeitet. Im Februar 
1950 wurde eine erhebliche Fehlmenge festgestellt. Der 
Beklagte vermochte nicht, die abhanden gekommenen 
Stoffe und Zutaten herbeizuschaffen. Die Klägerin be­
rechnet den ihr erwachsenen Schaden mit 22 724,04 DM. 
Hiervon hat sie im vorliegenden Rechtsstreit einen Teil­
betrag von 10 000 DM geltend gemacht.

Der Beklagte hat den Anspruch der Klägerin in Höhe 
von 4500 DM anerkannt. In Höhe dieses Betrages erging 
auf Antrag der Klägerin Anerkenntnis-Teilurteil gegen 
den Beklagten.

Der Beklagte bestreitet nicht, die ihm obliegende Ob­
hutspflicht verletzt zu haben. Er bestreitet auch nicht 
die Richtigkeit der von der Klägerin eingereichten Auf­
stellung hinsichtlich des Umfanges der Fehlmengen und 
der berechneten HO-Preise. Er bestreitet jedoch, daß 
die Klägerin bei Geltendmachung ihres Schadens die 
HO-Preise zugrunde legen dürfe.

Der Anspruch der Klägerin ist in vollem Umfange 
begründet.

Zu Unrecht meint der Beklagte, lediglich in Höhe des 
Stoppreises zum Schadensersatz verpfiishtet zu sein, 
denn im vorliegenden Fall handelt es sich um bezugs­
beschränkte Waren, welche der Klägerin im Rahmen des 
Wirtschaftsplanes zugeteilt wurden. Die Klägerin ist 
berechtigt und auch verpflichtet, die auf diesen Waren 
lastende" Akzise auf die Normalpreise aufzuschlagen 
und abzuführen. Die Akzise tritt jedoch nicht erst im 
Augenblick des Verkaufs der Ware in Erscheinung, son­
dern sie lastet, wie schon gesagt, auf den Waren im 
Augenblick der Zuteilung an die Klägerin; sie ist ein­
geplant, wie die Klägerin zutreffend ausführt.

Nun ist zwar nicht zu verkennen, daß die Klägerin die 
Akzise nicht behält, sondern sie an die Finanzverwal­
tung abzuführen hat. Es könnten deshalb Zweifel auf­
tauchen, ob der Ausfall der Akzise die Klägerin selbst 
überhaupt treffe. Diesen Bedenken gegenüber macht 
die Klägerin geltend, daß sie auch bei Verlust der Ware 
verpflichtet sei, die Akzise abzuführen, weil die ab­
zuführenden Akzise-Beträge entsprechend den ihr zu­
geteilten Waren fest eingeplant seien und eine Nach­
lieferung für die abhanden gekommenen Waren nicht 
erfolge. Die Klägerin hat für diese Behauptung Beweis 
angetreten.

Nach Auffassung des Gerichts bedarf es im vorliegen­
den Falle jedoch keiner Beweiserhebung über diese 
Behauptung; denn selbst wenn kein unmittelbarer 
Schaden in der Person der Klägerin eingetreten sein 
sollte, so wäre sie doch auf jeden Fall berechtigt, den­
jenigen Schaden geltend zu machen, welcher dann der 
Finanzverwaltung dadurch entstanden wäre, daß die 
Ware nicht mehr mit dem Haushaltsaufschlag verkauft 
werden kann. Als Anstalt des öffentlichen Rechts hat 
sie allein den staatlichen Auftrag, die Akzise einzu­
ziehen und abzuführen. Unter diesen Umständen ist sie 
auch legitimiert, den ihrem Auftraggeber etwa ent­
standenen Schaden geltend zu machen. Das erfolgt aus 
den von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen 
im Drittinteresse.

Demzufolge ist der Beklagte selbst dann zum 
Schadensersatz in Höhe des erhöhten Kauf­

preises verpflichtet, wenn der Klägerin durch 
den Verlust der Ware in Höhe der Akzise kein un­
mittelbarer Schaden entstanden wäre.

Auf den in der letzten mündlichen Verhandlung vom 
Beklagten gemachten Einwand, er sei lediglich zum 
Naturalersatz verpflichtet, bedurfte es keines Eingehens, 
nachdem der Beklagte den Geldanspruch der Klägerin 
wenigstens teilweise anerkannt hatte und insoweit An­
erkenntnisurteil ergangen war.

§§ 269, 270, 631, 675 BGB.
Nachnahme und Währungsreform.
AG Leipzig, Urt. vom 2. Juni 1950 — 18 C 1376/49.

Aus den G r ü n d e n :
Es ist unter den Parteien streitig, ob die Beklagte 

mit der Zahlung des Nachnahmebetrages an die Post 
im Dezember 1947 bereits mit schuldbefreiender Wir­
kung geleistet hat oder ob diese Wirkung erst im Zeit­
punkt der Gutschrift auf das Postscheckkonto der Klä­
gerin eintrat, die Beklagte also die Entwertungsgefahr 
bis dahin zu tragen und demgemäß nochmals den ein­
geklagten Betrag zu leisten hat.

Gemäß § 270 Abs. 1 BGB hat der Schuldner Geld „im 
Zweifel“ auf seine Gefahr und Kosten dem Gläubiger 
an dessen Wohnsitz zu übermitteln. Das bedeutet zwar 
nicht, daß mangels Vereinbarung Leistungsort der 
Geldschuld der Wohnsitz des Gläubigers ist, also Geld­
schulden Bringschulden darstellen. Leistungsort, d. h. 
Ort der Leistungs h a n d l u n g ,  der sich nicht mit dem 
des Leistungs e r f o l g e s ,  d e r  E r f ü l l u n g ,  zu dek- 
ken braucht, ist vielmehr gemäß § 270 Abs. 4, 269 BGB 
auch für Geldschulden der Wohnsitz des Schuldners. 
Mithin handelt es sich bei Geldschulden um Schick­
schulden, jedoch mit der nicht bei allen Schickschulden 
bestehenden Besonderheit, daß die „Gefahr“ der 
Schuldner trägt. (Palandt, Kom. z. BGB, 5. Aufl. Bern. 3 
zu § 269 BGB u. Bern. 1 zu § 270 BGB; auch RGRK,
9. Aufl Bern. 1 zu § 270 BGB). „Gefahr“ bedeutet in 
§ 270 BGB die Verlustgefahr und für Zeiten der Geld­
entwertung auch die Entwertungsgefahr (Palandt, 
5. Aufl., Bern. 2c zu § 270 BGB). E r f ü l l t  hat mithin 
der Geldschuldner nach § 270 BGB erst mit postord­
nungsgemäßer Aushändigung des Geldes an den Gläu­
biger, bzw. wenn endgültige Gutschrift auf einem 
Gläubigerkonto erfolgt ist. Bis zur Gutschrift trägt der 
Schuldner auch die Entwertungsgefahr (vgl. München, 
Bayr. Zeitg. 25 , 98).

Diese Regelung des § 270 BGB ist jedoch lediglich 
eine Auslegungsregel, gilt ausdrücklich nur, falls der 
Parteiwille nichts anderes bestimmt hat In der Verein­
barung der Parteien, ihre Vertrags Verpflichtungen im 
Wege der Postnachnahme abzuwickeln, ist jedoch ein 
solcher die Regelung des § 270 BGB abändernder Par­
teiwille zu finden.

Wie die Beklagte richtig ausführt, liegt in der Wahl 
einer Postnachnahme die Bezeichnung der Post als 
Zahlstelle des Gläubigers. In dieser Wahl offenbart 
sich der Wille des Gläubigers auf Verzicht der ihm im 
§ 270 BGB gegebenen Berechtigung und gleichzeitig die 
Ermächtigung an den Schuldner, an die Post als Zahl­
stelle des Gläubigers schuldbefreiend zu leisten (vgl. 
Gähler, Die steckengebliebene Postnachnahmezahlung, 
NJ 1948, S. 77). Das ergibt sich im einzelnen aus fol­
gendem:

Das Rechtsverhältnis der Postnachnahme, das früher 
überwiegend als Werkvertrag eigener Art im Sinne der 
§§ 631, 675 BGB aufgefaßt wurde, beurteilt sich heute 
ausschließlich nach öffentlichem Recht. Gegenstand von 
Postnachnahmen bilden gemäß § 21 der 1. Postordnung 
vom 30. Januar 1029 ausschließlich Briefsendungen und 
Pakete. Sowohl für die Briefbeförderung (vgl. RGZ 
15-8, 83, Palandt, 5. Aufl. Bern. 5 zu § 278) wie die 
Paketbeförderung (vgl. RGZ 164, 273; Palandt, 5. Aufl., 
Bern, zu § 278) ist aber heute der hoheitliche Charakter 
der Tätigkeit der Post anerkannt. Das Rechtsverhält­
nis der Postnachnahme liegt damit ausschließlich auf 
öffentlich-rechtlicher Ebene und beurteilt sich wie das 
Postscheckverhältnis (vgl. Palandt, 5. Aufl. Bern. 5 m. 
zu 278) und die Teilnahme am Fernsprechverkehr als 
öffentlich-rechtliches Vertragsverhältnis, das allein 
zwischen der Post und dem Absender der Nachnahme
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